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Amtsgericht Köln

IM NAMEN DES VOLKES 

Urteil

ln dem Rechtsstreit

hat das Antts;gerricht Köln 

bis zum 30.05 .2016im schriftlichren Verfahren rrrit einer Schriftsatzeirrreichungsfrist 

durch die Richtr:rin Dr. Roloff 

ftir Recht erk.annt: 

Zinsett in Höhe vonDie Bektargte.wird verrurteilt, an die Klägefin 792,71€ nebst 

5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dern 08.10.2015 zu zahlen. Inr 

Übrigen wird die Klarge abgewiesen. 

Die Ko:sten des Rechtssträits tragen die Klägerin zu 73 o/o urtd die Beklagte zu 

27 %.

Das Ufteil ist vorläurfig vollstreckbar, Beide Parteien dilrfen die Vollstreckung 

durch Siclherheitsleistung in Höhe von 110 % des aufgrund des Urteils

, 
t:

Vol lstreckba re Ausfe rti g un g

Urkundsbeamter der



vollstreckbaren Betra gs abwenden, 

Vollstreckung Sicherheit in Höhe 

Betrags Jeistet.

-2,- '
jeweils andere Partei vor derwenn nicht die 

von 110 e/o des jeweils zu vqllstreckenden

Fall2: 

Am 24. Dezernrber 20'12 ereignete sich eilr Verkehrsunfall zwischen O"t 
i) 

Beklagten versi,chert war. Die alleinige Haftung des Scltädigers und der Beklagten ist 

dem Gruhde nach unstreitig, Der GeschädiOteJ tttusste seirr r der Schwacke-

--F-ahrzeug-Gr,uppe-08-zuzrlordnendes:Fahrzeug-zur
Ermittlung-der:_$chadenshö[e__ 

arrt 09.01 ,2013 in der V\terkstatt vermessen lassen, wobei die Vermessung 1, 5 

Stirrrden in An:;pruch rrahrn. Für den 09.01 .2013,9:00 bis 15:30 Uhr mietete der 

Geschädigte bei der .Autovermietung in 75019 Bretten ein 

ErSatzfahrzeug der Gruppe 08 an. 

Gemäß Mietveftrag war ein Winterpaket ftlr einen Aufpreis von 1B €, ein Tusa:lz- 

Fahref zum l\ufpreis von 15 € sowie einem Haftungsreduzierung bei der 

Vollkaskoversiclrerung ar,rf 150 €. zu einern Preis von 29 € vereinbart Die 

,) Cesamtrechrrurrg belief sich auf 380,01 €. Aus der Rechnung ergibt sich, dass der 

tlbernomnren Geschädigte derm Mietwagerr mit einem Kilometerstand von 23gi41km 

und mit einem riolchen von 24014 krn zuräckgegeben hat, der Wagen also während 

cler Anmietdauerr für eine ;Strecke von 73 km bewegt worden [st. Wegen der weiteren 

Einzelheiten der Abrechnung wird auf Bt. 28. G4 Bezug genommen.

Geschädigterr Jund dem Schädiger 

-

des5en Fahrzeug bei der

Tatbestand: 

Die Klägerin, 'die lnhaberrin dBr Autovermietung irt Bretten, macht 

gegen die Beklagte, einerrr Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherer, aus abgetretenem 

Recht Ansprüche aus zunächst sechs, nach Teilklagerücknahme zuletzt noch aus 

vier Verkehrsunfällen auf tirsatz von Mietwagenkosten geltend,

lehnte dieAuf die schrittlicrhe Zahlungsaufforderung der tovermietung 

Beklagte eine llahlung mit Schreiben vom 12.03.2013 

der Achsverrnessung von lediglich 1,5 Stunden ab.

unter Hinweis auf Ole Dauer

Fall 3: 

An 27 ^01.2012 wurde der PKW des Gesclrädigten f das der Fahrzeuggruppe 

07 zuzuordnen ist, bei einem Verkehrsunfall mit dem bei der Beklagten versicherten



undMit Schreiben vorn 31.01 .2012 wandte sich die Beklagte an die Geschädigte 

verwies für dr:n Fall, dass während der Reparatur der Unfallschäden ein 

Mietfahrzeug br:nötigt wülde, schriftlich auf zwei gtlnstige Mietwagenangebote der 

genanntenMietwagenfirmen Europcar und Sixt. Dabei führte sie aus, dass bei den 

Urrternehmen elin gleichvlreftiges Fahrzeug zu einem Tagespreis von brutto 62 € 

angernietet werr1en könne und in dem Preis alle Kilometer, die Vollkaskoversicherung 

mit einem Selbstbehalt von 332 € sowie Nebenkosteri flir Zustellung und Abholung, 

wbitere Fahrer sowie die vorschriftsrnäßige Bereifung enthalten sei. Ferner wurde 

darauf hingewiesen, dass; eine Anmietung telefonisch irber die 1n dem Schreiben 

angegebenen Tetefonnunlnrern ohne Hinterlegung. einer Sicherheit unter Vorlage 

einer Kreditkarte mö$lictt sei und ein entsprechendes Fahrzeug dort zur Verftrgung 

stehe. Wegen der weiteren Einzelheiten des Venrrreisungsschreibens wird'auf BL 112 

GA Bezug genommen. 

Der Gesphäcligte gab seirr Fahrzeug ab dem 06.02.2A12 für die Dauer von 3 Tagen 

in die Reparatur. Bei der Reparatur wurden auch Altschäden an dem Fahrzeug des 

Geschadigten beseitigt. lrr dem von der Beklagten eingeholten Gutachten war die 

erforderliche Reparaturdauer mit 2 Tagen angesetzt. 

ü i Dauer cler R arertu ti Geschädi 06.02.2012 in hF r d e ep r n etete der gte e Fa rzeugFur dte uauer der Keparatur nlletete der $escnaotgte am ua.uz.lulz eln Fanrzeug 

,i"'4utovermietungan,dieihrhierfür.einBetragVon749'05€in 
Rechnung stellte. 

Der zwischen der Geschädigten und der tovermietung geschlossene 

Mietvertrag srah als kostenpflichtige Zusatzleistungen eirre Haftungsreduzjerung auf 

300 €, die Zustellung und ,Abholung sowie ein Winterpaket vor. 

sowie dieWegen der Einzelheiten der Abrechnung wird auf den Mietvertrag 

Rechnung Bl.71f. GA Be:zug genommen. 

Die Beklagte zerhlte auf clie Mietwagenkosten einen Betrag von 124 €.. Die Klägerin 

begehrt mit ihrer Klage die, Zahlung weiteier 533, 55 €. 

Fall vier: 

Am 22.06.2013 karn es auf der BAB 5 in Richtung Rheinhafen zum Unfalt zwischen 

clem Geschädiglten ftund denr bei dem Beklagten versicherten PKW amtl. 

Kennzeich"n f des Unfallbeteiligtenf Die Haftung cler Beklagten  

ist dem Grunde rrach unstreitig. Der Geschädigte brachte sein Fahrzeug zur

- '3, , 

Fahrzeug des Schädigerr, 

-

beschädigt, wobei der Schädiger gegen das 

parkende Fahrzeug des Geschädigten fuhr. Die Haftung der Beklagten ist dem 

Grunde nach unstreitig.

,')
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Währerrd . derReparatur der unfallberJingten Sclräden in eine Werkstatt. 

-lagen Klägerin ammietete der Geschädigte bei derReparaturdauer von 3 
4 an, wobei vertraglich eine01.07.2016 ein Mietfahrzeug der Fahrzeuggruppe 

von 150 € sowie das Verbringen undHaftungsbefreiung mit einer Selbstbeteiligung 

vereinbaft war. Wegen derAbholen ,des Mietwagens zur bzw. bei der Werkstatt 

wird auf Bl 74 f. GAEinzelheiten den vertlaglichen Vereinbarung und der Rechnung 

einen Betrag von 575,01 € inBezug genommen. Die Kiagerin stellte dem Beklagten 

Rechnung 

hat, hatte die Beklagte mitBevor der Geschädigte derr Mietwagen angemietet 

glrnstigere Mietwagenangebote derSchreiben vom 25.06.2013 schriftlich auf drei 

AnmietungFirmen Europcrlr, CARO und Sixt hingewiesen und rnitgeteilt, dass eine 

Sicherheit oder. Vor-lage einerbei allen Unternehmen ohne Hinterlegung einer 

sei und Zustellung undKreditkarte zu einem Tagyespreis von brutto 62 € möglich 

SelbstbehattAbholung des Mietwagens sowle eine Vollkaskoversicherung mit einem 

ferner darauf hin, dass beivon 332 € inr Preis entlralten seien. Das Schreiben wies 

sttinden. Weiter warenden Unternehnren entsprechende Fahrzeuge zur Verfligung 

die Telefonnunnmern der Unternehrnen angegeben, von denen eine kostenfrei 

angerqfen werden könnte. Außerdem vriar das Angebot enthalten, dass die 

Anmietung nach Anruf bei der Beklagten auch volr dieser or:ganisiert werden würde, 

wird auf Bl 129 GA BezugWegen der Eirrzelheiten des Verweisungsschreibens 

genommen. 

Außergerlchtlicli zahlte dir= Bektagte,auf die Mietwagenkosten einen Betrag vorr 180 

€. Die Klägerin beansprught Zahlung weiterer 389,01 € 

Fall sechs: 

Fahrzeugs desfrAm 1 1.10.2013 kam es zLrim Urrfall zwischen dem Fahrer eines 

rund dem bei der: Beklagten versicherten Fahrzeug. Die Einsatzpflicht 

der Beklagten irst dem Gruncle nach unstreitig. 

die Geschädigte bei derWährend der Dauer der Reparatur von 5 Tagen mietete 

Preis von 188,24 € proKlägerin ein Errsatzfahrzer.rg der Fahrzeuggruppe 7 zu einem 

derTag zuzüglich Nebenkorsten ä[, wobei der Mietvertrag eine Röduzierung 

Preis von 24,37 €Selbstbeteitigung derVollkaskoversicherung auf 150 € zu einem 

;rro Tag, einerr Zusatzfahrer ftlr einen Preis von 20 € pro Tag sowie die Zustellung 

jeund Abholung des Fahrzeugs jeweils zu einem Preis von 23,53 € vorsah. Die 

Reclrnung vort 21.10 2013 endete auf einen Betrag von 1421,0g €. Wegen der 

weiteren Einzelheiten desr Mietvertrags und der Abrechnung wird auf Bl. 43 und 45 

Bezug genomfflen.
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Hiervon zahlte die Beklagle einen Betrag von 302,39 €. Die Klägerin beansprucht auf 

der Grundtage der Schwar;ke-Mietpreisliste weitere 686,50 €. 

Die Geschädigten haben rhre Ansprüche gegen die Bektagte jeweils an die Klägerirr 

abgetreterr, die clie Abtretung jeweils angenommen hat. 

Die^Klägerin behauptet, bei ihrer Hausbank auf ständige Inanspruchnahrne eines 

Kredits angewiesen zu sein und dort Zilrsen in der mit der Klage geltend gemachten 

Höhe zu.zahlen 

Die Klägerin ist der Auffas,sung, die jeweils verlangten weiteren Mietwagenkosten als 

erforderliche Kosten der Schadensbeseitigung beanspruchen zu können. Dabei 

stützt sie sich auf die Schwacke-Mietpreisliste uncl ist der Auffassung, dass die 

jeweils r:inenKfägerin hierauf 2A % Ar-rfschlag ftir unfallbedipgte Mehrleistungen 

beanspruchen lrönne, da die Klägerin den Mietpreis jeweils vorfinanziert habe. 

Nachdem sie zunächst ar-rf Zahlung von 3034,85 € geklagt, die Klage aber teilweise 

zurckgenommen hat, beantragt die Klägerin zulelzl, 

die Beklagte zu verr,irteilen, an die Klägerin einen Betrag von 1951,11€ nebst 11,765 

% Zinsen lrieraus seit derrr 08.10.2015 zu zahlen.

Die Beklagten b,eantragen,

die Klage abzuweisen. 

Sie sind dt.'r AuffassurLg, dass die Schwacke-Mietpreisliste keine geeignete 

Schätzgrurndlago für clie F{öhe der erforderlichen Mietwagenkosten darstelle. In den 

Fällen 3 und zl hätten clie Geschädigten gegen il-rre Schadensminderungspflicht 

verstoßen, in<lent sie trotz des schriftlichen Hinweises auf günstigere 

Alternativangebote bei der Klägerin gemietet hätten. Überdies sei im Fall 3 nur eine 

Anmietdauer vön 2 Tagen berücksichtigungsfähig, da, was von Klägerseite nicht 

bestritten wordern ist, im Z.uge der Instandsetzung auch Altschäden repariert worden 

und das Fahrzeug nach delm Unfallereignis fahrfeihig urid fahrsicher gewesen sei. 

lm Fall 2 sei ein Anspruoh nicht gegeben, weil es dem Geschädigten zuzumuten 

geweselr sei, den Zeitpunkt der Veltnessulrg anders zu koordinieren bzw. sich mit 

einetn -f
axi zrt behelfen.

E rrtsc h e id u n ga g rü nde :
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in Verbindung mit SDie Klage ist teilweise begründet, Gemäß SS 7, 18 SIVG 

WG hat die Klägerin in derm

115

.aus
d9m Tenor ersichtlichen Umfang für die Fälle 2 und 

6) Anspruch auf Zahlunrg weiterer Mietwagenkosten. lm Übrigen ist die Klage 

unbegründet. 

Fall 2: 

Nachdem der Zedent !f anl 09,01 .2014 ftlr die Dauer einds Tages ein 

gegen die Beklagte gemäß S 249Ersatzfahrzeug angernietert hat, hat die Klägerin 

BGB i.V.m. 398 BGB einerrr Anspruch auf Zahlung von 280,20 €, 

Dabei kann sich die Belllagte nicht darauf berufen, dass die mit der Arrmietung 

verbundenen l<l.osten schon deshalb nicht erforderlich gewesen seien, weil das 

Fahrzeug des Zledenten unstreitig nur für die Dauer von 1,5 Stunderr in der Werkstatt 

war lrnd es detn Zedenten zuzumuten gewesen sei, sich terrninliclr anders zu 

organisieren oder ein Taxi zu nehmen, Der Schädiger: hat gemäß S 249 Abs. 2 S. 1 

BGB diejenigen Mietwagr:nkbsten zu ersetzen, die.ein verständiger, wiftschaftlich 

denkender Merrsch in der Lage des Geschädigten flir zweckmäßig und notwenclig 

erachten darf, wobei er nach dem Grundsatz der Er{orOeilichkeit urrd 

Wirtschaftlicfrkerit gehalten ist, im Rahmen des ihrn Zumutbaren von mehreren 

möglichen den ,wirtschaftlicheren Weg cler Schadensbehebung zu wählen. 

Die Klägerin hat clurch Vorlage des Mietvertrags, aus dem sich der Umfang der mit 

dern Falrrzeug gefahrenern Kilometer (i,iber 70 km) ergibt, hinreichend dargelegt, 

zurdass die Anmietung eines Mietwagens hier dem Grunde nach 
Schadensbeseitigung erforderlich war. Sie muss sich auch nicht entgegenhalten 

dielassen, dass der Zedent den Schaden hätte gerirrger halten müssen. Hierftlr hätte 

zumutbare undBeklagte korrkret vortragr:n müssen, dass denr Zedenten andere 

gleichwertige, erber gi.instrgere Möglichkeit.n =ur.
Schadensbehebung, d.h. hier: zur 

Behebr.rng cles Mobilitätrsverlusts für die Dauer der Reparatur, zut Verfligung 

standen. Diers hat sie nicht getan, Soweit sie der Attffassung ist, dass es dem 

Zedenten zttmutbar war, sich zeitlich so zu or:ganisieren, dass er für die Dauer der 

Reparatur häitte ohne PKVV auskommen können, teilt das Gericht diese Ansicltt nicht. 

Es obliegt nicht dern Geschädigten, den Schaden durch derartige Anstrengungen 

oder einen \/erzicht ar.rf tvlobilität gering zu halten, zumal von der Beklagten nicht 

konkret vorgetragen ist, r,vie dies für den Zedenten konkret möglich gewesen soin 

soll.
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dieais günstigere, zumutbare MöglichkeitAuch der Einwand, dem ,leclenten habe 

Nutzung eines 'faxis geht fehl. Dass die Nutzung eineszur'r/erfügung gestanclen, 

gilnstiger gewesenTaxis für die vom Zeden'ten zurückgelegte Strecke tatsächlich 
'Jberdies ist das Gericht der Auffassung, class eswäre, iSt schon nicht vorgr:tragen. Uberdies ist das 

eines Taxis verwiesen zueinem Geschädigten nicht zumutbar ist, auf die Nutzung 

arrfgrund der Einbuße an Privatsphäre nicht umwerden, da es sich hierbei schon 

handelt.eine gleichwertige Möglichkeit der Fortbewegung 

in weitgehendem UmfangDie geltelrd genrachten Kosten waren auch der Höhe nach 

des gewähltenerforderlich. Dern Maßstab fttr die wirtschaftliche Erforderlichkeit 

Gericht donMietwagentarifs b'ildet der am Markt tlbliche Normaltarif. Dabei kann das 

am Markt trbliclren Markttarif nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs in 

gemäß $ 287 ZPO auf der Grundlage desAusübung des tatrichterlichen Erntessens 

gewlchteten' Mittels (Mo,Cus) bzw. des atithrnetisehen Mittels des Sclrwacke- 

solangeAutomietpreisspriegels im Postleitzahlengebiet des Geschädigten schätzen, 

nicht rnit konkueten Tatsachen Mängel an der betreffenden Sohätzgrundlage 

aufgezeigt werden, die sich in erheblichem Umfang auf den zu entscheidenden Fall 

auswirken (vgl. BGH; NJtly 2006, 2106', BGH: NJUi/ 2008, 1519; BGH, Urteil vom 

2202,2011, Vl ZR 353/09; LG Köln, Urteil vom28;04.2009, 11 S 116/08) An einem 

grundsätztiche Eignungsolchen Vortrag fehlt es l-rier. Soweit die Beklagtenseite die 

des Schwacke-Automietpreisspiegels als Schätzgrundlage in Zweifel zieht, liegt 

deshierin kein Vortrag irn vorbeschriebenerr Sinne. Denn nach der Rechtsprechung 

fl)Bundesgericlrtshofs (BGH Urteil von'r 22.02.2011, Vl ZR 353/09, NJW 2011, 1947 

(OLG Köln, Urteil vomund des Obeirlarndesgericlrts Köln

G,

g0.07.2013, 15 lJ 186112, 

als erforderlich zuzit. nach jr-rrris) ist die Schätzgrundlage für die Ennittlung des 
yorgegeben. Wie der Bundesgerichtshofersetzenden Nc,rrlaltarifs im Einzelnen nicht 

wiederholt eltqchieden hat, kann als Schätzgrundlage ln Ausübung tatrichterlichen 

auf die vomErmessens so,wohl auf die Schwacke - Mietpreisliste als auch 

Fraunhofer.lnstriturt erstellb Mietpreisliste zurLtckgegriffen werden; schließlich ist auch 

zulässigeirre Schätzung nach clern arithmetischen Mittel beider Markterhebungen 

(vgl. nur BGfl I\IJW-RR 2Ct10, 1251ff.; BGH NJW 2001 ,1947 ff) . Die Schadenshöhe 

darf lediglich nicht auf d€r GrLrndlage falscher odet' offenbar unsachlicher 

r,nrerden.E rwägu ngen ferstgesetzt

Das erkennernde Gericht geht - in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des 

Amtsgericlrts Köln'und cler Berufungskamnr€r des Landgerichts (vgl. nur tG Koln, 

Urteil vonr'113.08.2013, 11 S g74l12,zit. nach juris, dort insb. Rn. 13; AG Köln, Urt. 

vonr 26.06.2t}1t1, 271 C 2,+0113, z)t. nach juris; AG Köln, Uft. vom 22.O7.2015,261 C



_)

- 8.-
jr.rris)56/15, zit. nach - davon aus, dass die Schwacke - Mietpreisliste eine 

grundsätzlich geeignete {ichätzgrundlage darstellt, Die Schwacke - Mietpreisliste 

wird von einer unabhängigen Sachverständigenorganisation quf der' Grundlage 

Organisationumfassender Erhebungelt erstellt. Dabei orientiert sich die Schwacke - 

an den tatsächlichen Mrarktverhältrtissert.' Sie zieht als Moduswert sowohl die 

Iräufigsten Nennungen als; auch in Gestalt des arithmetischen Mittels ein Mittelwert 

aus allen Nennungen hr:ran und nennt ferner den minimalen und ntaxirnalen 

errnittelten Preirs. Bei der Erhebung der Daten we^rden schriftliche, frei zugängliche 

Mietpreislistelr arrsgewert,et. Ar.rf eine Erhebung von als unzuverlässig und nicht 

reproduzierbar eingestuften telefonisclren Angeboten und auch auf Internetrecherche 

wird bewusst verzichtdt. tler Schwacke - Automietpreisspiegel wird regelmäßig den 

neuesten Entwieklurrgen angepasst, wobei nicht nur die aktuellen Preislisten 

aLrsgewertet, sondern auch neuere Marktentwicklungen berircksichtigt wgrden. 

Aufgrund dieser Erwägungen hat das Gericht keine Zweifel an dor Eignung der 

Schwacke - Mietpreisliste als tauglicher Schätzgrundlage. 

S6weit von Br:klagtenseite eingewandt wird, dass die Autovermietet bei der 

Datenerhebung keine realgn Angebote, sondern überhöhte Preise atrgeben,würden, 

ist dies schon deshain niclrt überzeugend, weil die Verlässlichkeit der Ergebnisse des 

Fraunhofer lnstituts ihrerseits Zweifelrr ausgeselzt .ist. Die Tatsache, dass das 

Fraunhofer Instltut Internetangebote auswertet, lässt beflirchten, dass clie Ergebnisse 

des Fraunhofer Institut al ch durch Lokangebote im Internet beeinflusst werden, die 

in der realen Arrmietsitualion so nicht zu erzielen sind (vgl. auch LG KÖln, Urt. vom 

27.07.2A10, 10 S 251l09). Die von Beklagtenseite hervorgehobene Verbreitung des 

Internets uncl der Häufigkeit von Buchungen über diesen Kornlnunikationsweg ändert 

hieran niclrts.

Das Gericht sieiht sich auch nicht clurch die Entscheidung des Oberlandesgericlrts 

juris), wonach das.arithmetische MittelKöln vorrr 30.07'.2013 (15 U 1 86/1 2, zit. nach 

det beiden Studien die vorzugswürdige Schätzgrundlage darstellt, an einer 

Schätzung auf Grundlage der Schwacke - Liste gehindert. Aus der Tatsache, dass 

das Oberlandesgericht eine Schätzung allein aufgrund der Schwacke - Liste nicht 

rnelrr voinirlmt, folgt nicht, dass eine solche nicht im Sinne des $ 287 7PO zulässig  

ist, Das erke,nnende Geri,rht teilt die Bedenken des Oberlandesgerichts gegen eitte 

Schätzung auf cler Grundlage der Schwacke - Liste nicht und ist insbesondere auch 

nicht der Auffarssung, dasis etwaige Schwächen des Schwacke - Mietpreisspiegels  

durch Her:an:rielnung der Fraunhofer Liste ausgeglichen werclen könnten (so auch AG
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Köln, a,a,O.), zumal letztere nach Auffassung des Oberlandesgerlchts Köln als 

alleirrige Schätzgrundlage ebenfalls Bedenken un{erliegt, 

Zur Schätzung der gemäß $ 249 BGB ersatzfähigen Mietwagenkosten konnte 

danach die als Schätzgrundlage grundsätzlieh Sjeeignete Schwacke-Liste 

herangezogen werderr, siqlange nicht mit konkreten Tatsachen Mängel an der 

betreffenden Schätzgrundlage aufgezeigt werden, die sich in erheblichem Umfang 

auf den zu entscheidenden Fall auswirken (vgl. BGH, NJW 2006,2106', BGH, NJW 

2008, 1519; BGH, Urteil v<tm22.02.2011, Vl ZR 353/Og). 

Mängel in diesenr Sinne h;at die Beklagte nicht vor:getragen. 

287 ZPO istBei der Anwendung del Schwacke-Liste für die Schätzqng nach $ 
abzustellen aul' die arn Ort der Anmietung (hier: PLZ 750-) - gunetigste Tarif- 

(früher:Kombination unter Berücksichtigung des sogenannten Modus*Wertes 

gewichtetes Mittel), d.h. den Wert, der im maßgeblichen Bereich am häufigsten 

gerrannt wurrde (vgl. auch BGH, VersR 2010, 1053)^ Es ist dabei der 

Alrionrietpreisspriegel heranzuzieherr, der den Zeitraum des Verkehrsunfalls abbildet. 

Dies ist irrr kon kreten Scherdensfall cler Automietpreisspiegel 20 1 3 

Danach hat die Beklagte für die Anmietung eines Fahrzeugs der Gruppe I für die 

Dauer eines Tages zunächst Kosten bis zu einer Höhe von 228 € abzäglich 10 % an 

ersparten Aufin,endr,rngerl, die sich der Geschädigtö wegelr Nichtbenutzung des 

beschädigterr Fahrzeugs im Wege der Vorteilsausgleichung anrechnen lass€rr muss 

(PalandVGr0nellerg, BGB, S 249 R,n 36). 

ErstatturrgsfäLhig ist damit eine Grurrclrniete von 205,20 €. Einen Zuschlag wegen 

unfalfbedingtren Mehraufvr,'ands kann die Klägerin dagegen nicht verlangen. Zwar 

können Besonclerheiten rnit Rucksicht auf die Unfallsituation grundsätzlich einen 

gegentiber clam Normattarif höheren Preis rechtfertigen, weil sie auf Leistungen des 

Verrnieter-s beruhen, die durch die besondere Unfallsituation veranlasst und infolge 

dessen zur {icl'radensbehebung nach S 249 BGB erforderlich sind (vgl. dazu BGH, 

VersR 2010, 1{153; VersFl 2008, 1370; NJW 2006, 17_26 m.w.N.). Die Anrnietung 

muss aber in einer durch die Besonderheiten der Unfallsituation geprägten 

Eilbedürftigkeiit und Notlarle erfolgen (vgt. OLG Köln, Urteil vorrr 14.06.2A11, 15 U 
gl11). Hierftlr gen(lgt es nicht einlnal, dass die Anmietung anr Unfalltag selbst 

erfolgte. Hier ist d6r Wagen mehr als 2 Wochen nach dem Unfall in clie Werkstatt 

gebracht.worden, so dass von einer Eilsituation nicht ausgegangen werden kann. 

Die Klägerin hat weiterr .Anspruclr auf Zahlung der nach Schwacke-Liste 

erforderlichen K,osten f{rr <lie vefiragliclr vereinbarte Zustellung und Abholung, mithin 

bis zu einer Flöhe 23 <:. (Modus-Wert). Bei der Zustellung und Abholung des
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Mietfahrzeuges handelt sich um clem Grunde nach erstattungsfähige 

Zusatzleistungen, die, so'vrreit sie erbracht worden sind, zu erstatten sind, da ein 

Unfallbeteiligter grundsätzlich diesen tresonderen Service in Anspruch nehmen darf. 

Dass die Leistungen, wie von Klägerseite substantiieft, vorgetragen, tatsächlich 

erbracht worden sind, hat ,Cie Beklagfe nicht in erheblicher Weise bestritten. 

Soweit die Klägerin geringfügig höhere Kosten von 47,06 € beansprucht waren der 

Liberschießende Betrag von 1,06 € nicht erstattungsfähig, 

Des weiteren kann die Klägerin weitere 29 € für die vertraglich vereinbarte 

Reduzierung der Selbstbr:teiligung inr Rahmen der Kaskoversicherung verlangen, 

Denn dabei handelt es sich um erforderliche SchadensbeseitigungskostEn im Sinne 

des g 249 BGll. Unabhengig clavon, ob clas bei dem Verkehrsunfall beschädigte 

Fährzeug ebenfalls voll- orler teilkaskoversichert war, besteht jedenfalls grundsätzlich 

ein schutzwürrdiges lnterersse des Geschädigten, fLrr die Kosten einer eventuellen 

Bescltädigung des Mietiahrzeug nicht selbst aufkomrnen zu müssen, zurnal 

Mietwagen in der Regel neuer und daher höherwertiger sind als die beschädigterr 

Fahrzeuge (OL(3 Köln, NZV2007, 199). 

Ebenso hat die Klägerin gemäß der Schwacke-Liste Anspruch auf Zahlung von 

Kosten von bis zu 10 € fllr das veftr'aglich vereinbarte Winterpaket. Der Kläger kann 

auch die Kosten ftir clie l\trsstattung mit Winterreifen erstattet verlangen (vgl^ OLG 

Köln, Urteil vom.30.07.2:013, 15 U 212112). Das gilt, soweit diese edorderlich 

gewesen sind, um derr Verlust der Nutzungsmöglichkeit des eigenen Kfz 

auszugleichen. Dies ist nicht nur dann der Fall, wenn das verunfallte Kfz nrit 

Wirrterreifen ausgestattet war, sondern in allen Fällen, in denen während der 

MietdaUei - wie hier im Januar - ernstlich mit der Möglichkeit von Wetterla$en 

gerechnet vrerden n'rus.$, die mit Rücksicht auf S 2 Abs. 3a SIVO eine 

Wirrterausrüsitung des Mietwagens erforderlich machen. Da der Mieter 

Verantwoltung für frerndes Eigentum übernehmen muss, ist ihm in der kalten 

Jahreszeit die Haftung flir den Mietwagen ohne Winterreifen selbst dann nicht 

zuzumuten, lvenr.r er seirt eigenes Fahrzeug rriclrt mit Winterreifen ausgerristet hat,

Niclrt erstattungsfähig sind dagegen Zusatzkosten ftlr einen Zweitfahrer, da nicht 

vorgetragen ist, dass auclir das eigene FahrzeLrg des Zedenten von einem andererr 

Fahrer mitge nutzt wird.

Die danach erfforderlichen und von der BeJ<lagten zrr zahlenden Kosten addieren sich 

auf 2Q5.,20 € (Grunclmiete') + 46 € (Zustellung und Abholung) + 10 € (Winterreifen) + 

29 € (Haftunc,sr,3cluzierurrcJ), mithin auf 280,20 €,
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Fall 6: 

Soweit die Beklagte aüf clie Anmietung eines Mietwagens durch den Geschädigten 

lediglic;h einen Betrag von 302,39 € gezahlt hat, ist ein weiterer 

Schadensersatzanspruch der Klägerin gemäß SS 398, 249 BGB in Höhe von 512,51 

€ begründet. Dit: Haftung <ler Beklagten ist dem Grr;nde nach r-rnstreitig. 

Zur Schätzung des erforderlichen und zu ersetzenden Schadens zieht das Gericht 

aus den oben angesprochenen Gründen auch hier die Schwacke-Mietpreisliste 

heran. Danach kanrr die Klägerin für die Anrnietung. eines Fahrzeugjes der 

Fahrzeugklaese 7 tür die Dauer von 5 Tagen im PLZ-Gebiet 75Q zunächst eine 

Giundmiete von 425 €(l\4odus-Wed der Dreitagspauschale) + 296 € (2 mal 1- 

Tagestarif a 148 € im Moduswert) verlangen. Von dem sich damit ergebenden Betrag 

von 721 € waren aus derr oben zu Fall2) ausgefLrhrten Grürrden 10 o/o an ersparter 
Eigenattfwenclung, nrithin 72,10 € abzuzietren. Ersatzfähig sind damlt zunächst 

648,90 €. 

Die Klägerin hat zuclem aus den oben angesprochenen GrLlnden Anspruch auf 

Erstattung von zttsätzli,;h entstandenen Kosten f0r die Räduzierung der 

Selbstbeteiligung bei der \/ollkaskoversicherung auf 150 €; die vertraglich vereinbart 

war. Die hiernach erstattr.rrrgsfähigen. Kosten gelnäß Schwacke-Liste belaufen sich 

fur ein Fahrzeug der Gruppe 7 auf 2a € (MocJus-Wert) pro Tag, d.h. auf insgesamt 

120 € bei eint:r Anrnietclauer von 5 Tagerr, 

Ftir die Zustellung und Abholung des Mietfahrzeugs waren weitere 46 € ersatzfähig. 

Nicht zu erstertte,n sittd clagegen Zusatzkosten für einen Zweitfahrer, da insoweit nicht 

vorgetiagen ist, dass auch das verunfallte Fahrzeug von mehreren Fahrern genlrtzt 

worden ist. 

Der zu erstattende Gesamtbetrag beläLrft sich danach auf 814,90 € (648,90 € + 12A € 

Haftungsreduzierung + 4€; € Zustellung/Abholung). Nachdem die Beklagte hierauf 

302,39 € gez:ahlt hat, ergibt sich ein Ärrspruch dei Klägerin auf Zahlung weiterer 

512,51 €, 

Aus den Fällern 2 und 6 kernn die Klägerin damit restliche Mietwagenkosten in Höhe 

von insgesanrt 792,71 €. 

Fälle 3 urrd 4. 

Soweit die Kliägerin weitere Mietwagenkosten in den Fällen 3 und 4 beansprucht, ist 

ihre Klage unbeg;r0ndet. 

Denn die Bek.lagten kann rJenr Anspruch der Klägerin als Zessionarin gemäß S 404 
BGB clie Einvuendungen entgegensetzen, die zur Zeit der Abtretung der Forderung

,)
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gegen den bisherigen Glräubiger begründet waren. Hierzu zählt auch der Einwand 

des Mitverschuldens, S 254 BGB, dem die von dem Zedenten abgetretenon 

Forderung ausgesetzt warr. Denn durch das Venrleisungsschreiben der Beklagten, 

das cliese in den Fällen 3 und 4 an die jeweiligen Zedenten versandte und das 

diesen jeweils unstreitig vor Artmietung des streitgegenständlichen Mietfahrzeugs 

zugegangen war, hat die Beklagte den Zedenten auf mehrere Angebote der 

Mietwagenfirmen Europcar und Sixt urrd Fall 4 zudem des Unternehmens CARO 

verwiesen. Dannit hat die Beklagte die Zedenten auf Alternativangebote verwiesen, 

die zu deutlich geführt hätten. Dass die von der Beklagten in demlEeringeren Kosten 

Schreiben benannten Unternehmen entsprechende Fahrzeuge wie in dem Schreiben 

mitgeteili zur Verfügung h:ltten, ist von Klägerseite nicht bestritten worden. 

Die durch die Inanspruclrnahrne des Mietwagens bei der Klägerin entstandenen 

weiteren Kostert waren bei dieser Sachlage nicht erforderlich im Sirrne des g 249 

BGB. Denn die jeweiligen Zedenten hätte zurn Zeitpunkt der Anmietung ein deutlich 

g{.rnstigeres Anlgebot in Anspruch nehmen können, Das Gericht ist der Auffassung, 

dass es dem Schädiger bzw. dessen Haftpflichtversicherung grundsätzlich freisteht, 

den Geschädigten, s.owerit Mietwagerrkosten betrofferr sind, auf ein gtrnstigeres 

Angebot einer mit dem Versicherer auf Grundlage einer Rahmenvereinbarung 

zusamtnenarbeitenden Mietwagenfirma zu venareisen. Die Bedelrken, dle etwa gegen 

die Zulässigkeit eitter solchen Verweises auf eigene Sachverständige der 

Versicherutrgsutrternehmern oder auch - mit entsprechenden Einschr:änkungen - 
gegen den Verweis auf eine freie Werkstatt bestehen, greifen hinsichtlich des 

Verweises auf günstigere Mietwagenunternehmen nicht ein, Denn es ist insoweit 

nicht die Fahrzeugsubstattz betroffen und es geht auch nicht um die Einschätzung 

des Schadens des Unfalll3egners. .Die clurch die Anmietung eines Ersatzfahrzeugs 

entstehenden Kosten kann der Versicherer berechtigterweise auf diese Weise gering 

halten. 

Das Angebot cler Beklaqten war auch hinreichend konkret. Zwar ist in diesern 

Zusanrnrenhang zLt bederrkelt, dass Geschäcligter und Versicherer diametral 

entgegengesotzte Interessen haben. Vor,diesonr Hintergrund ist es dem 

Geschädigten nach Auffas,sung des Gerichts nur dann zumutbar, die Anmietung aus 

den eigetten f{änden zu geben uncl dem Velsicherer die Organisation' eines 

Mietwagens ;zu liberlasserr, wenn dieser ihm klar uncl deutlich gesagt hat, was er im 

Gegenzug ftlr ein Fahrrzeug bekommt. Den Vedrauensvorschuss, den der 
Geschädigte der Beklagten entgegenbringen soll, kann diese von ihm nur erwaften, 
wenn der Geschädigte auf Grundlage klarer und detaillierter Infornrationen eine 
eigene, wohlinformierte Entscheidung dartlber treffen kann, ob er die Abwicktung des -



Schadensfalls hinsichttich des erford"r,ol'3. Mi"t*"g*ns aus der Hand geben soll. 

Dies kann nur rlann der F:all sein, wenn aus seiner Sicht klar ist, dass er tatsächlich 

das erhält wels ihm zr.rsteht, rtur eberr zL) gtrnstigeren Konditionen. Diesen 

Anforderungen wird clas Schreiben gerecht (vgl, auch Hinweisbeschluss des LG Köln 

vom 23.02.2016, i 1 S 6/1s). 

Unerheblich ist dabei, da:ss die Schreiben jeweils nicht den exakten Fahrzeugtypen 

benetrnen, sondern sich auf ein dem verunfallten PKW gleichwertiges Fahrzeug 

beziehen. Denn bei Anmietung eines Ersatzfahrzeugs hat der Geschädigte keinen 

Ansprtrch clarauf, eirt in allen Einzelheiten mit dem verunfallten Fahrzeug 

vergleichbares Mietfahrzeug zu erhalten, Die Anmietung soll'insofern lediglich sein 

durch die Beschädigung des eigenen Fahrzeugs beeinträchtigtes lnteresse an der 
'Aufrechterhaltung dereigenen Mobilität schützen. In diesem Zusammenhang steht 
gerade kein berechtigtes.lnteresse des Gesclrädigten dararr, das$ das Mietfahrzeug 

in allen Einzelheiten dern verunfallten Fahrzeug entspricht. So hat der Geschädigte 
gegen den Schädiger keinen Anspruch auf ein ganz bestimmtes Fahrzeug eines 

konkreten Typs;, mit bestirnlnter Motorisier-ung o.ä., sondern einen Anspruch arrf 

Antrrieturrg eines klasserrgleichen Fahrzeugs. 'Dies muss ihm der Schädiger 

altbieten. Vergleichbarkeit besteht bereits dann, wenn dem Geschädigten 'ein 

Fahrzeug derselben Klasse zLrr Verftigung gestellt wird. In diesem Sinne ist das 

Venrveisungsschreiben zu verstehen. Dort ist ausdrlrcklich die Möglichkeit einer 

Anmieturtg eines Ersatz:fahrzeuges derselben Schwacke-Mietwagenklasse des 

verunfallten f:ahrzeugs genannt. Ancfers als etwa bei Venruertdung cles unbestimmten 

Begriffs eines ,,vergleichbaren Fahrzeugs", bei welchem der Geschädigten 

möglicheruueise zu Recht - Anlass zu der Besorgnis haben kann, er werde letztlich 

bei Vermittltrng [rber dier Versicherung, deren Interesse naturgemäß an einer 

GeringhaltLtng cler Kosten ausgerichtet ist, möglicherweise weniger erhalten ats ihrn 

zusteht, ist dies bei dern Venryeis auf ein Fahrzeug derselben Klasse nicht der Fall. 

Es wird auch ausdrLlcklrch genannt, bei welchen Partnerfirmen das Fahrzeug 

erhältlich ist. Es handelt sich urm seriöse Mietwagenunternehmen, die bundesweit 

tätig sind. Ein berechtigtes Interesse der Geschädigten, gerade diese nicht in 

Anspruch zu nelrmen, ist nicht ersichtlich und auch nicht vorgetragen. Es wird auch 

darauf hingerviesett, dass alle Nebenkosten in den genannten Preis enthalten sind. 

Es wird zulet;rt'ar-rch darauf hingewiesen, dass entweder die Beklagte setbst oder der 
jeweilige Autoverrmieter dir: Zustellung cies Mietwagens zur Wohnung des Zedenterr, 

zu dessen Firbr:itsstelle, zur Reparatulwerkstatt oder Ahnliches organisiert. Dies 
reicht nach A,uffassung des Gerichtes aus. Dem Geschädigten ist es in diesem Fall 
zumutbar, durch einen einlachen Anruf, der zudem im Fall des Unternehmens GARO
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gebührenfrei erfotgen kann, die Verftigbarkeit eirres Fahrzeugs abzuklären und von 

den über die Beklagte arrgebotenen Konditionen Gebrauch zu machen, Dass eine 

derartige Abwicklung für clen Geschädigten keinen unzumutbaren Aufuand bedeutet 

zeigt sich schon darin, cl,ass auch die Anrnietung über ein anderes Unterneh,-,un, 

etwa auch überr das der Klägerin, im Rahmen der Vedragsanbahnung und des 
Vertragsabschlusses einen eben solchen Aufiryand verursacht. 

Der Geschäciigte hat auch kein schtltzenswertes tnteresse daran, sein Mietfahrzeug 

nicht von einern Unternehmen zu erhalten, das auf Grundlage einer vertraglichen 
Vereinbarung nrit detn'Sr;hädiger bzw. dessen Versicherung bestimrnte (günstige) 

Sonderkonditionen anbietet und auf dieser Basis mit den Versicherungsunternehmen 

zusamnlenarbeitet. Anders als beispielsweise im Zusammenn"nn mit der 
Verweisung auf eine freie Werkstatt, die rräch der Rechtsprechung des 

Bundesgerichts,lrofes ausgeschlossen ist, wenn die von der freien . Werkstatt 

an$ebotenen l'(onditionen auf Sonclervereinbarungen mit dern Schädiger oder 
seinem Versichr:rer beruhen, fühd der Umstand, dass die von der Beklagten in ihrem 

Vetweisungsschreiben arrgebotenen Konditionen auf Rahmenvereinbarungen mit 
den dort genannten Mielwagenunternehmen zur{lckgehen, nach Auffassurrg des 
Gerichts nicht dazu, dass dem Geschädigten die Annahme eines solchen Angebot 
unzumutbar wäre. Denn vvährend er beinr Werkstattverweis befürchten muss, class 

die Qualität cJer Repatatur seines Fahrzeugs leidet, wenn die von dem Versicherer 
benannte freie \rVerkstatt eruf Grundlage von Sorlderkonditionen mit,dern Versicherer 
tätig wird, ist dies lrei derrt ltier vorliegenden Fall eines Verweises auf gLlnstigere 

Mietwagenangebote von Partnerfirmen des Versicherels nicht der Fall (vgl. auch 

Hinweisbeschlu:;s des LG Köhr vom 29,02.2016, 11 S 6/1S). 

Dass in dem Zeitraurtr, in rlem die Zedenten in den Fällen 3) und 4) bei der Klägerin 

die Mietwagen jeweils anrnieteten, ein Fahrzeug zu den im Verweisungsschreiben 

genannten Konrlitionen zur Verfügung gestanden hätte, ist von Klägerseite nicht 

bestritten worden 

Die danach filr clie Fälle 3) und 4) zu'erstattenden Mietwagenkostqn hat die Beklagte 
bereits gezahlt Soweit dier Klägerin im Fall 3 Mietwagenkosten f(,tr die Dauer von 3 

statt der von der Beklagten angesetzten 2 Tage beansprucht, dringt sie darrrit nicht 
durch; denn els ist nicht beistritten worden, dass bei der Reparatur auch Altschäden 
beseitigt worden urrd füir die Reparatur der unfallbedingten Schäden gemäß 
Gutachtelr nun eine Dauer,ron 2 Tagen veranschlagt war.

Der Zinsänspruch folgt in cler tenorierten Höhe aus gg 286 Abs, 1,28g Abs. 2 ZpO. 
Soweit die Klägr:rin einen höheren Zinssatz beansprucht hat, hätte es ihr auf das
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Bestreiten der r3egenseib im Rahmen ihrer sekundären Darlegungslast oblegen, die 

Aufwendr,tng von Kreditzinsen konkret vorzutragen uncl unter Beweis zu stetlen (vgl. 

Palandt/Grünetlerg, S 2BC, Rn, 14). Dies hat sie nicht getan.

Die prozessualr=n Nebene'ntscheidungen beruhen auf SS 92, 269 Abs, 3 S. 2, 708 Nr. 

11,711 ZPO. 

Der Streitwert wird auf 3,Cr34,85 EUR festgesetzt. 
Rechts be helfs be le h ru ng : 

Gegen clieses Urteil ist das Rechtsmittel der Berufung für jeden zulässig; der durch 
dieses Urteil in seinen Re,:hten benachteiligt ist, . 

1. wenn der Werrt des Beschwerdegegenstandes 600,00 EUR ribersteigt oder 

2. wenn die Berufung in dem Urteil dürch das Amtsgericht zugelassen worden ist. 

Die Bertrfung muss innerhalb elner Notfrist von einem Monat nach Zustellung 
dieses Urteils schriftlich bei dep Landgericht Köln, Luxemburger Str. 101, 50g3g 
Köln, eingeganltren sein. Die Berufungsschrift muss clie Bezeichnung des Urteils, 
gegen das die tlerufirng gerichtet wird, sowie die Erktärung, dass gegen clieses Urteil 
Berufung eingelegt werde enthalten 

Die Berttfulg ist, sofqrn nicht bereits in der.Berufungsschrift erfolgt, binnen zwei 
Monaten nach rlustellung dieses Urteils schriftlich gegenüber dem Landgericht Köln 
zu begründen. 

Die Pafteien^mLlssen siclr vor dem Landgericht Köln durch einen Rechtsanwalt 
vertreten lasseri, insbesondere müssen die Berufungs- rtnd die 
Berufun g sbergrür nd Lrn gssclr rift von ein em solchen u nterzeichnet sein, 

Mit der Berufunr3sschrift soll eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des 
angefochtenen Urteils vorgelegt werden,
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Vprstehgirde Ausfertigung wird der Klägerin zum Zwecke der Zwangsvollstreckung 
,-' ert.öilt. 

\ 

D[es,erEntscheiflqlg wurde dqr B4klagten, . , echtsanwälte Schlegelmilch.&z Hd R
Partner, u' <m äHil[ä'asten'

z'Hd' Rei
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